
967 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Ausgedruckt am 7. 6. 1989 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXX 1989, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
geändert wird (41. Vertragsbedienstetengesetz­

Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBL 
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 738/1988, wird wie folgt geändert: . 

l. § 5 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Vertragsbedienstete hat dem Dienstge­
ber den Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 
oder 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBL 
Nr. 22/1970, zu melden." 

2. § 27 b Abs. 1 Z 3 lautet: 

,,3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 
oder 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes ;" 

3. Dem § 30 werden folgende Abs. 5 und 6 ange­
fügt: 

,,(5) Ein Vertragsbediensteter hat dem Bund im 
Fall des Endens des Dienstverhältnisses durch ein­
verständliche Lösung (Abs. 1 lit. b), durch vorzei­
tige Auflösung (§ 34) oder durch Kündigung (§ 32) 
die Ausbildungskosten zu ersetzen, wenn die Aus­
bildungskosten für die betreffende Verwendung am 
Tag der Beendigung dieser Ausbildung das Sechs­
fache des Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen 
Verwaltung der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V 
zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen übersteigen. 
Der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt, wenn 

l. das Dienstverhältnis mehr als fünf Jahre (bei 
Piloten mehr als acht Jahte) nach der Beendi­
gung der Ausbildung geendet hat, 

2. das Dienstverhältnis vom Dienstgeber aus den 
im § 32 Abs. 2 lit. b, e und gangeführten 
Gründen gekündigt worden ist oder 

3. der Vertragsbedienstete aus den im § 34 
Abs.5 angeführten wichtigen' Gründen aus 
dem Dienstverhältnis ausgetreten ist. 

(6) Bei der Ermittlung der Ausbildungskoste~ 
sind 

1. die Kosten einer Grundausbildung, 
2. die Kosten, die dem Bund aus Anlaß der Ver­

tretung des Vertragsbediensteten während der 
Ausbildung erwachsen sind, und 

3. . die dem Vertragsbediensteten während der 
Ausbildung zugeflossenen Bezüge, mit Aus­
nahme der durch die Teilnahme an der Aus­
bildung verursachten Reisegebühren, 

nicht zu berücksichtigen." 

4. Dem § 37 wird folgender Abs.4 angefügt: 

,,(4) Der Besetzung einer freien Planstelle eines 
Vertragslehrers hat ein Ausschreibungs- und 
Bewerbungsverfahren voranzugehen. Auf dieses 
Verfahren ist §-203 Abs. 2 bis 6 BDG 1979 anzu­
wenden." 

5. Dem § 44 a werden folgende Abs.8 und 9 
angefügt: 

,,(8) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas 
II L gebührt für die Dauer einer Verwendung als 
Klassenlehrer an Volksschulen (Sonderschulklas­
sen) mit mehreren Schulstufen eine Dienstzulage. 
Die Dienstzulage beträgt für jede Jahreswochen­
stunde der Verwendung als Klassenlehrer 

1. an Volksschulklassen (Sonderschulklassen) 
mit mehreren Schulstufen in mehrklassigen 
Volksschulen (Sonderschulen), soweit nicht 
Z 2 anzuwenden ist, 365,90 S, 

2 .. an ungeteilten einklassigen Volksschulen 
(Sonderschulen) und an geteilten Klassen 
zweiklassiger Volksschulen (Sonderschulen) 
555,30 S, 

3. an geteilten einklassigen Volksschulen (Son­
derschulen) 761,80 S 

jährlich. 

(9) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L 
an der Höheren technischen Bundeslehranstalt, 
Bundes-Handelsakademie und Bundes-Handels­
schule Wien III, an Blindeninstituten und an Insti­
tuten für Gehörlosenbildung, die in Klassen zu 
unterrichten oder als Erzieher oder Sonderkinder-
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2 967 der Beilagen 

gärtnerinnen Gruppen zu betreuen haben, in denen 
sich Schüler mit verschiedenen Arten von Behinde­
rungen befinden, gebührt für die Dauer einer sol­
chen Verwendung für jede Jahreswochenstunde 
eine Dienstzulage von 643,80 S jährlich." 

6. § 45 lautet: 

"Vergütung für Mehrdienstleistung 

§ 45. (1) Soweit die folgenden Absätze nicht 
anderes bestimmen, ist § 61 des Gehaltsgeset­
zes 1956 auf Vertragslehrer sinngemäß anzuwen­
den. , 

(2) Ein teilbeschäftigter Vertragslehrer des Ent­
lohnungsschemas I L kann, wenn der Unterricht 
sonst nicht sichergestellt ist, in einem seine vertrag­
lich bestimmte Lehrverpflichtung überschreitenden 
Ausmaß zur Vertretung eines vorübergehend an 
der Erfüllung seiner lehramtlichen Pflichten oder 
seiner Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers heran­
gezogen werden. Soweit dadurch eine volle Lehr­
verpflichtung nicht überschritten wird, ist auf die 
Vergütung § 61 Abs.9 Z 2 des Gehaltsgeset­
zes 1956 in Verbindung mit § 61 Abs.9 Z 1 des 
Gehaltsgesetzes 1956 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Ein Vertragslehrer des Entlohnungsschemas 
Ir L kann unter den Voraussetzungen des Abs. 2 
erster Satz zur Vertretung herangezogen werden. 
Für jede Stunde einer solchen Vertretung gebührt 
ihm 1,92 vH der für eine entsprechende Jahreswo­
chenstunde gebührenden Jahresentlohnung. Für die 
Berechnung dieser Vergütung sind Teuerungszula­
gen und die Dienstzulagen gemäß § 44 ader Jah­
resentlohnung zuzurechnen." 

7. § 50 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Auf die im Abs. 1 angeführten Vertrag sleh­
rer sind, soweit in diesem Abschnitt nicht anderes 
bestimmt ist, der Abschnitt I - ausgenommen § 1 
Abs. 3 lit. c und § 30 Abs. 5 und 6 - und die für 
Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe 1 1 des Ent­
lohnungsschemas I L geltenden Bestimmungen der 
§§ 38,40 Abs. 4,41,45 und49 anzuwenden." 

8. § 51 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Auf sie ist der Abschnitt I mit Ausnahme des § 4 
Abs. 4 und des § 30 Abs. 5 und 6 insoweit sinnge­
mäß anzuwenden, als sich aus den folgenden 
Bestimmungen nicht anderes ergibt." 

9. § 56 Abs. 3 erster Satz lautet: 

,,Auf Mitarbeiter im Lehrbetrieb ist der 
Abschnitt I mit Ausnahme des § 4 Abs. 4, des § 26, 
des § 30 Abs. 5 und 6 und des § 35 insoweit sinnge­
mäß anzuwenden, als sich aus den folgenden 
Bestimmungen nicht anderes ergibt." 

10. § 65 lautet: 

,,§ 65. Verordnungen auf Grund dieses Bundes­
gesetzes und seiner Novellen können ab dem Tage 
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes oder der 
betreffenden Novelle erlassen werden. Die Verord­
nungen treten frühestens mit dem Tag in Kraft, mit 
dem die betreffende Verordnungsermächtigung in 
Kraft tritt." 

Artikel 11 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. 
Nr. 86, in der Fassung des Art. I wird wie folgt 
geändert: 

Für die Zeit ab 1. Jänner 1990 treten 
1. im § 44 a Abs. 8 Z 1 an die Stelle des Betrages 

,,365,90 S" der Betrag ,,376,50 S", 
2. im § 44 a Abs. 8 Z 2 an die Stelle des Betrages 

,,555,30 S" der Betrag ,,571,40 S", 
3. im § 44 a Abs. 8 Z 3 an die Stelle des Betrages 

,,761,80 S" der Betrag ,,783,90 S", 
4. im § 44 a Abs. 9 an die Stelle des Betrages 

,,643,80 S" der Betrag ,,662,40 S". 

Artikel III 

Es treten in Kraft: 
1. Art. I Z 5 und 6 mit 1. September 1989, 
2. Art. 11 mit 1. Jänner 1990, 
3. Art. I Z 1 bis 4 und 7 bis 10 nach Ablauf des 

Tages der Kundmachung im Bundesgesetz-
blatt. . 
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967 der Beilagen 3 

VORBLATT 

Problem: 

Vertrags bedienstete, für deren Spezialausbildung der Bund erhebliche Geldbeträge aufgewendet hat, 
haben in einer Reihe von Fällen bald nach Abschluß dieser Ausbildung ihr Dienstverhältnis beim Bund 
beendet, um ihre auf Bundeskosten erworbenen Kenntnisse in der Privatwirtschaft lukrativer zu verwerten. 

Ziel: 

Ersatz des für den Bund verlorenen hohen Aufwandes. 

Inhalt: 

Refundierung der hohen Ausbildungskosten insbesondere bei freiwilligem vorzeitigem Ausscheiden 
des Vertragsbediensteten. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Der vorliegende Gesetzentwurf verursacht keine Mehrkosten. 
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4 967 der Beilagen 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Dieses Bund~sgesetz sieht insbesondere folgende 
Maßnahmen vor: . 

1. Rückzahlung besonders hoher Ausbildungs­
kosten durch den Vertragsbediensteten in 
bestimmten Fällen des vorzeitigen Ausschei­
dens aus dem Dienstverhältnis, 

2. KlarsteIlung, daß die Ausschreibungsbestim­
mungen des BDG 1979 nicht nur auf die Auf­
nahme beamteter Lehrer, sondern auch auf 
die Aufnahme von Vertragslehrern anzuwen­
den sind, 

3. Zulagenregelung sowohl für den Abteilungs­
unterricht an Volksschulen oder Sonderschul­
klassen als auch für die Betreuung von mehr­
fach behinderten Schülern auch für Vertrags­
lehrer des Entlohnungsschemas 11 L analog 
der bereits derzeit für beamtete Lehrer und 
für Vertragslehrer des Entlohnungssche­
mas I Lvorgesehenen Dienstzulage, 

4. Schaffung einer Suppliermöglichkeit auch für 
Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L. 

Die Zuständigkeit des Bundes Zur Erlassung die­
ses Bundesgesetzes ergibt sich aus Artikel 10 Abs. 1 
Z 16 B-VG. 

lfesonderer Teil 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 und 2 (§ 5 Abs.2 und § 27b Abs. 1 
Z3): 

Das Invalideneinstellungsgesetz 1969 erhielt 
durch Art. I des Bundesgesetzes BGBI. Nr.721/ 
1988 die Bezeichnung "Behinderteneinstellungsge­
setz". 

Zu Art. I Z 3 (§ 30 Abs. 5 und 6): 

In letzter Zeit war insbesondere im Bereich der 
Post- und Telegraphenverwaltung ein verstärkter 
Trend zu bemerken, daß Bedienstete, für deren 
Spezialausbildung der Bund erhebliche Geldbe­
träge aufgewendet hat, bald nach Abschluß dieser 
Ausbildung ihr Dienstverhältnis beim Bund beendet 
haben, um ihre auf Bundeskosten erworbenen 
Kenntnisse in der Privatwirtschaft lukrativer zu 

verwerten. Mit der vorliegenden Regelung über die 
Ersatzpflicht bei besonders hohen Ausbildungsko­
sten, die dem § 20 Abs. 4 und 5 BDG 1979 nachge­
bildet ist, soll diesem Trend entgegengesteuert und 
ein finanzieller Verlust des Bundes weitgehend ver­
hindert werden. Neben einer zeitlichen Beschrän­
kung der Rückzahlungsverpflichtung soll diese 
Verpflichtung auch dann nicht bestehen, wenn sich 
der Bedienstete für die Verwendung als körperlich 
oder geistig ungeeignet erweist, handlungsunfähig 
wird oder er das Dienstverhältnis - etwa weil er 
zur Diensdeistung unfähig oder außerstande ist, 
diese ohne gesundheitliche Schädigung fortzuset­
zen - von sich aus löst. 

Zu Art. I Z 4 (§ 37 Abs. 4): 

Sämtliche Planstellen der Bundeslehrer werden 
seit jeher im Wege eines Ausschreibungs- und 
Besetzungsverfahrens besetzt, das derzeit im § 203 
BDG 1979 geregelt ist. Diese Bestimmung gilt zwar 
- wie das übrige BDG - nur für öffentlich-recht­
liche Dienstverhältnisse, wurde aber seit jeher auch 
auf die Aufnahme von Vertragslehrern des Bundes 
angewen'det. Da der Lehrer in den meisten Fällen 
zunächst in ein vertragliches und erst später in ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis aufgenom­
men wird, wird das im § 203 BDG 1979 geregelte 
Veffahren in erster Linie auf die Begründung eines 
Dienstverhältnisses als Vertragslehrer angewendet. 

Der neue § 37 Abs. 4 schreibt diese langjährige 
Vorgangsweise auch auf Gesetzesebene fest und 
stellt damit sicher, daß sich die Ausschreibung und 
Besetzung von V ertragslehrer-Planstellen nach wie 
vor nach § 203 BDG 1979 (und nicht nach 
Art. VIII des Ausschreibungsgesetzes 1989, BGBI. 
Nr. 85) richtet. 

Zu Art. I Z 5 und Art. 11 (§ 44 a Abs. 8 und 9): 

Durch diese Bestimmungen werden die Dienst­
zulagen gemäß § 59 a Abs. 1 und 3 des Gehaltsge­
setzes 1956 auch für den Bereich der Vertragsleh­
rer des Entlohnungsschemas . II L vorgesehen, da 
nun auch solche Lehrer vorübergehend bzw. vertre­
tungsweise solche Tätigkeiten wahrnehmen. Mehr­
kosten sind mit dieser Regelung nicht verbunden, 
da diese Tätigkeiten bisher von Lehrern wahrge­
nommen wurden, die dafür ohnehin Anspruch auf 
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967 der Beilagen 5 

eine entsprechende Zulage hatten. Die Übergangs­
bestimmung im Art. II ist auf Grund des zweistufi­
gen Gehaltsabkommens für das Jahr 1989 und den 
Zeitraum ab 1. Jänner 1990 erforderlich. 

Zu Art. I Z 6 (§ 45): 

Bislang konnten nur Vertragslehrer des Entloh­
nungsschemas I L zu Supplierungen herangezogen 
werden. Nunmehr hat sich der Bedarf ergeben, 
auch Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L 
zu Supplierungen heranzuziehen. 

Der Bezug eines Lehrers des Entlohnungssche­
mas II L wird in-Form einer Jahresentlohnung und 
nicht wie beim Vertragslehrer des Entlohnungs­
schemas I L in Form eines Monatsentgeltes ausge­
drückt. Die Jahresentlohnung ergibt sich aus der 
Einreihung des Lehrers in die Entlohnungsgruppe 
sowie zum Teil aus der Einreihung des unterrichte­
ten Gegenstandes in eine Lehrverpflichtungs­
gruppe, und wird anhand der vom Lehrer erbrach­
ten Jahreswochenstunden errechnet. 

Diese unterschiedliche Form der Bezugsermitt­
lung bedingt einen g.r:undsätzlich anderen Berech­
nungsmodus für die Vergütung von Mehrdienstlei­
stungen von Lehrern des Entlohnungsschemas II L, 
ohne daß es jedoch dadurch zu inhaltlichen Unter­
schieden betreffend das Ausmaß der auszuzahlen­
den Vergütung in den bei den Entlohnungssche­
mata kommt. Der Prozentsatz von 1,92 ergibt sich 
aus folgender Berechnung: 100 (steht für die voll 
erbrachte Jahreswochenstunde) : 12 (Zahl der 
Monate pro Jahr): 4,33 (durchschnittliche 
Wochenanzahl eines Monates). 

Im übrigen wurde ~uf Grund von aufgetretenen 
Interpretationsproblemen der Verweis im § 45 
Abs. 2 auf den § 61 Abs. 9 Z 2 des Gehaltsgeset­
zes 1956 genauer gefalk Damit wird klargestellt, 
daß Abs. 2 zwar nach wie vor nur die Abgeltung 
vorÜbergehender Mehrleistungen regelt, daß aber 
der in § 61 Abs. 9 Z 1 des Gehaltsgesetzes 1956 ent­
haltene Hundertsatz als Basis für die Anwendung 
der Z 2 dieser Bestimmung heranzuziehen ist. 

Zu Art. I Z 7 bis 9 (§ 50 Abs. 2, § 51 Abs. 1 und 
§ 56 Abs. 3): 

Für die in einem vertraglichen Dienstverhältnis 
stehend'en Hochschullehrer und Mitarbeiter im 
Lehrbetrieb soll in gleicher Weise wie für die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ste­
henden Hochschullehrer (§ 155 Abs. 9 BDG 1979) 
der Ersatz der Ausbildungskosten entfallen. 

Zu Art. I Z 10 (§ 65): . 

Die neugefaßte Bestimmung ermöglicht es, 
bereits ab der Verlautbarung von Verordnungser­
mächtigungen . im Bundesgesetzblatt Verordnungen 
erlassen zu können, auch wenn die betreffende 

. Verordnungsermächtigung erst zu einem späteren 
Zeitpunkt in Kraft tritt. Die betreffenden Verord­
nungen dürfen frühestens zugleich mit der zugrun­
deliegenden Verordnungsermächtigung in. Kraft 
treten. 

Zu Art. III: 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes. 
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Textgegenüberstellung 

In die nachfolgende Textgegenüberstellung werden Neuregelungen, denen kein bisheriger Text gegenübersteht oder die nur Änderungen von Bezugsansätzen 
beinhalten, nicht aufgenommen. 

Vertragsbedienstetengesetz 1948 

neu 

Art.IZ1: 

§ 5. (2) Der Venragsbedienstete hat dem Dienstgeber den Besitz eines 
Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des Behindeneneinstellungsgesetzes, BGBI. 
Nr. 22/1970, zu melden. 

Art. I Z 2: 

§ 27 b. (1) Der Venragsbedienstete hat Anspruch auf Erhöhung des ihm 
gemäß § 27 a gebührenden Urlaubsausmaßes um zwei Werktage, wenn am 
Stichtag (§ 27 a Abs. 5) eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderteneinstel­
lungsgesetzes ; 

Art. I Z 6: 

. Vergütung für Mehrdienstleistung 

§ 45. (1) Soweit die folgenden Absätze nicht anderes bestimmen, ist § 61 des 
Gehaltsgesetzes 1956 auf Venragslehrer sinngemäß anzuwenden. 

(2) Ein teilbeschäftigter Venragslehrer des Entlohnungsschemas I L kann, 
wenn der Unterricht sonst nicht sichergestellt ist, in einem seine vertraglich 
bestimmte Lehrverpflichtung überschreitenden Ausmaß zur Vertretung eines 
vorübergehend an, der Erfüllung seiner lehramtlichen Pflichten oder seiner 
Erziehertätigkeit gkhinderten Lehrers herangezogen werden. Soweit dadurch 
eine volle Lehrverpflichtung nicht überschritten wird, ist auf die Vergütung § 61 
Abs.9 Z 2 des Gehaltsgesetzes 1956 in Verbindung mit § 61 Abs.9 Z 1 des 
Gehaltsgesetzes 1956 sinngemäß anzuwenden. 

alt 

§ 5. (2) Der Vertragsbedienstete hat dem Dienstgeber den Besitz emes 
Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970, zu melden. 

§ 27 b. (1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf Erhöhung des ihm 
gemäß § 27 a gebührenden UrIaubsausmaßes um zwei Werktage, wenn am 
Stichtag (§ 27 a Abs. 5) eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 oder 2 des Invalideneinstellungs­
gesetzes 1969, BGBI. Nr. 22/1970; 

Vergütung für Mehrdienstleistung der Vertragslehrer des Entlohnungsschemas 
IL 

§ 45. (1) Soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, ist § 61 des Gehaltsgesetze~ 
1956 auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L sinngemäß anzuwenden. 

(2) Ein teilbeschäftigter Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L kann, 
wenn der Unterricht sonst nicht sichergestellt ist, in einem seine vertraglich 
bestimmte Lehrverpflichtung überschreitenden Ausmaß ZUr Vertretung eines 
vorübergehend an der Erfüllung seiner lehramtlichen Pflichten oder seiner 
Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers herangezogen werden. Soweit dadurch 
eine volle Lehrverpflichtung nicht überschritten wird, ist auf die Vergütung § 61 
Abs.9 Z 2 des Gehaltsgesetzes 1956 sinngemäß anzuwenden. 

'" 

'" '" 'J 

0-
n ... 
to 
~. 
S­

(J'Q 
n 
::l 

967 der B
eilagen X

V
II. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
6 von 7

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



neu 

(3) Ein Vertrags lehrer des Entlohnungsschemas 11 L kann unter den Voraus­
setzungen des Abs. 2 erster Satz zur Vertretung herangezogen werden. Für jede 
Stunde einer solchen Vertretung gebührt ihm 1,92 vH der für eine entspre­
chende Jahreswochenstundegebührenden Jahresentlohnung. Für die Berech­
nung dieser Vergütung sind Teuerungszulagen und die Dienstzulagen gemäß 
§ 44 ader Jahresentlohnung zuzurechnen. 

Art. I Z 7: 
§ 50. (2) Auf die im Abs. 1 angeführten Vertragslehrer sind, soweit in diesem 

Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, der Abschnitt I - ausgenommen § 1 Abs. 3 
lit. c und § 30 Abs. 5 und 6 - und die für Vertragslehrer der Entlohnungs­
gruppe 11 des Entlohnungsschemas I L geltenden Bestimmungen der §§ 38, 40 
Abs. 4, 41, 45 und 49 anzuwenden. 

Art.IZ8: 
§ 51. (1 ) Vertragsassistenten sind auf bestimmte Zeit aufgenommene Vertrags­

bedienstete des Bundes. Auf sie ist der Abschnitt I mit Ausnahme des § 4 Abs. 4 
und des § 30 Abs. 5 und 6 insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus den fol­
genden Bestimmungen nicht anderes ergibt. 

Art. I Z 9: 

'§ 56. (3) Auf Mitarbeiter im Lehrbetrieb ist der Abschnitt I mit Ausnahme des 
. § 4 Abs, 4, des§ 26, des § 30 Abs. 5 und 6 und des § 35 insoweit sinngemäß 
anzuwenden, als sich aus den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt. Die 
Verwendung der Mitarbeiter im Lehrbetrieb bestimmt sich nach den Organisa­
tionsvorschriften. 

Art. I Z 10: 

§ 65. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes und seiner Novellen 
können ab dem Tage der Kundmachung dieses Bundesgesetzes oder der betref­
fenden Novelle erlassen werden, Die Verordnungen treten frilhestens mit dem 
Tag' in Kraft, mit dem die betreffende Verordnungsermächtigung in Kraft tritt. 

alt 

§ 50. (2) Auf die im Abs. 1 angeführten Vertragslehrer sind, soweit in diesem 
Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, der Abschnitt I - ausgenommen § 1 Abs. 3 
lit. c - und die für Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe lIdes Entlohnungs­
schemas I L geltenden Bestimmungen der §§ 38,40 Abs. 4,41,45 und 49 anzu­
wenden. 

§ 51. (1) Vertragsassistenten sind auf bestimmte Zeit aufgenommene Vertrags­
bedienstete des Bundes. Auf sie ist der Abschnitt I mit Ausnahme des § 4 Abs. 4 
insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus den folgenden Bestimmungen 
nicht anderes ergibt. 

§ 56. (3) Auf Mitarbeiter im Lehrbetrieb ist der Abschnitt I mit Ausnahme des 
§ 4 Abs. 4 und der §§ 26 und 35 insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus 
den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt. Die Verwendung der Mitar­
beiter im Lehrbetrieb bestimmt sich nach den Organisationsvorschriften. 

§ 65. Vorschüsse, die nach § 3 des Beamten-Überleitungsgesetzes an Bedien­
stete gezahlt wurden, die bei österreichischen Dienststellen in Verwendung 
gestanden sind und deren Dienstvertrag in der Folge gemäß § 52 dieses Bundes­
gesetzes erneuert wurde, gelten den Anspruch dieser Bediensteten aus ihrer 
Dienstleistung für die Zeit bis 31. August 1946 ab. Für die Zeit ab 1. September 
1946 werden die Vorschüsse dieser Bediensteten nach Maßgabe des erneuerten 
Dienstvertrages abgerechnet. Soweit dabei Bezüge abzurechnen sind, die den 
Bediensteten nach § 24 oder nach § 46 dieses Bundesgesetzes zukommen, wer­
den die den Bediensteten für die betreffenden Zeiträume vom Sozialversiche­
rungsträger gewährten laufenden Leistungen in Abzug gebracht. Ein bei der 
Abrechnung sich ergebender, in gutem Glauben verbrauchter Übergenuß wird 
nicht hereingebracht. 
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